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Mechthild Heil trifft die Teilnehmer
am Planspiel Jugend und Parlament

Lieve van den Berghe und Florian
Schneider waren von Mechthild Heil
dazu eingeladen worden, vom 5. bis
zum 8. Juni die Arbeitsweise des Deut-
schen Bundestages in Planspielen zu
erleben. Die beiden Jugendlichen
übernahmen dabei die Rolle fiktiver
Abgeordneter. Mit neuem Namen,
neuer Biographie und neuer politischer
Gesinnung ausgestattet, haben sie fik-
tive Initiativen durchs parlamentari-
sche Verfahren gebracht und den All-
tag der Abgeordneten erlebt: in den
Fraktionen, Landesgruppen, Arbeits-
gruppen, Ausschüssen und in der Ple-
nardebatte. Im Gespräch mit Mech-
thild Heil schilderten sie dieser begeis-
tert ihre vielen neuen Eindrücke. Sehr
beeindruckt hat sie unter anderem der
volle Terminkalender, den sie zu absol-
vieren hatten.
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Liebe Leserinnen und Leser,

die vorgesehenen Einsparungen in Höhe von 80 Milliarden Euro

sind ein wichtiger Beitrag zum Abbau der Staatsverschuldung, zu

dem wir unseren Kindern und den nachfolgenden Generationen ge-

genüber verpflichtet sind. Sparen tut weh, aber nachhaltige Verän-

derungen erreichen wir nur über Strukturverbesserungen und Spa-

ren auf der Ausgabenseite.

Als erstes Steuern zu erhöhen, führt dazu, dass keiner mehr über

Einsparungen nachdenkt.

Reflexartig hat unser Staat in den letzten Jahrzehnten bei knappen

Kassen Steuern und Abgaben erhöht. Gut, dass damit jetzt Schluss

ist.

Als Grundsatz für die CDU/CSU und FDP gilt:

Einsparungen bei denen vermeiden, deren Kraft wir brauchen, um

die Wirtschaft zu beleben. Gleichzeitig sollen aber auch nur jene ei-

nen Beitrag leisten, die ihre Lebenssituation aus eigener Kraft noch

verbessern können.

Das bedeutet, Menschen, die wie Rentner oder Behinderte ihre Le-

benssituation nicht mehr verändern können, bedürfen unseres be-

sonderen Schutzes. Aber Arbeitslose können ihr Leben noch selbst

in die Hand nehmen, um nicht mehr auf die Unterstützung des

Staates angewiesen zu sein, wenn wir die Vermittlung in den Ar-

beitsmarkt verbessern.

Wir wollen nicht in Arbeitslosigkeit investieren, sondern in Arbeit.

Die Koalitionspartner haben lange und sehr hart verhandelt.

Ihre Ergebnisse setzen sich aus drei Bausteinen zusammen:

 die Wirtschaft leistet ihren Beitrag,
 der Staat nimmt sich zurück und
 die Sozialsysteme werden verändert.

Durch die Neujustierung von Sozialgesetzen werden 30 % des Spar-

volumens erreicht. Bei einem Sozialetat, der ca. 50 % des gesamten

Bundeshaushalts ausmacht, ist das gerechtfertigt.

Ihre

Mechthild Heil im Gespräch mit Lieve van den
Berghe und Florian Schneider
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Maßnahmen gegen Spekulanten
Der sichtbaren Erschütterung des Vertrauens in die
Funktionsfähigkeit der Finanzmärkte tritt die christlich
liberale Koalition mit einem Gesetzentwurf entgegen,
der in der vergangenen Woche im Kabinett verabschie-
det wurde und der potenziell krisenverstärkende Fi-
nanzmarkttransaktionen verbietet sowie mehr Transpa-
renz bei diesen Geschäften schafft. Dieses Vorgehen
steht im Einklang mit der Erkenntnis, dass Leerverkäufe
in erheblichem Maße zu einer Destabilisierung der
Kursentwicklung von Wertpapieren führen können.
Deshalb werden ungedeckte Leerverkäufe von deut-
schen Aktien und Staatsschuldtiteln der Eurozone sowie
Kreditderivate auf Staatsschuldtitel der Eurozone ohne
Absicherungszwecke verboten. Darüber hinaus schafft
der Gesetzentwurf eine gesetzliche Ermächtigung für
ein Verbot entsprechender Derivate.

Darüber hinaus wird für Netto-Leerverkaufspositionen
ein zweistufiges Transparenzsystem eingerichtet, das
den Vorschlägen für ein entsprechendes gesamteuropä-
isches System folgt. Das Modell sieht zum einen eine
Pflicht zur Unterrichtung der BaFin und zum anderen
die Pflicht zur Veröffentlichung größerer Leerverkaufs-
positionen vor.

Kosovo-Mission erfolgreich
In dieser Woche werden wir über die Fortsetzung der
deutschen Beteiligung an der Sicherheitspräsenz im Ko-
sovo (KFOR) diskutieren und namentlich abstimmen.
Zur Verbesserung der Sicherheitslage hat der Einsatz
von KFOR maßgeblich beigetragen. Zwei Jahre nach der
Unabhängigkeitserklärung ist die Lage im Kosovo stabil.
Seit dem vergangenen Jahr können wir unsere Soldatin-
nen und Soldaten verstärkt für die Ausbildung von Si-
cherheitskräften im Kosovo einsetzen und nun gemein-
sam mit unseren Verbündeten die Missionsstärke deut-
lich verkleinern. Das Mandat sieht deshalb eine Reduk-
tion der Obergrenze der Kräfte der Bundeswehr von
3500 auf 2500 vor. Dies ist ein wichtiger Schritt auf dem
Weg zu unserem Ziel, das Kosovo so zu unterstützen,
dass es ohne ausländische Truppen für seine Sicherheit
sorgen kann.

Einschränkung der Religionsfrei-
heit in der Türkei ist inakzeptabel
Eine Delegation der Bundestagsfraktion hat in der ver-
gangenen Woche die Türkei besucht, um sich vor Ort
ein Bild von der Lage der christlichen Minderheit zu
machen. Nach Gesprächen in Istanbul reiste die Delega-
tion weiter nach Südostanatolien zum Kloster Mor Gab-
riel. Gespräche mit Vertretern fast aller Konfessionen
zeigen, dass die Religionsfreiheit in der Türkei nicht im
vollen Umfang gewährt wird. Besonders drastisch sind
die Einschränkungen für die religiösen Minderheiten. So
ist den Kirchen etwa die Ausbildung des geistlichen
Nachwuchses verboten. Gleiches gilt für das Unterrich-
ten der eigenen Sprache.
hristian Wulff für Amt des
undespräsidenten nominiert

er Rücktritt Horst Köhlers vom Amt des Bundespräsi-
enten hat uns alle überrascht. Wir bedauern diesen
ücktritt und danken ihm herzlich für seine über viele

ahre geleistete Arbeit.

it Ministerpräsident Christian Wulff haben CDU, CSU
nd FDP einen Kandidaten für die Wahl zum Bundes-
räsidenten nominiert, der über eine breite politische
rfahrung verfügt: Er führt in Niedersachen seit langer
eit sehr erfolgreich eine christlich-liberale Koalition
nd hat das Bundesland mit großer Umsicht, Weitblick
nd auf der Grundlage eines festgefügten Wertefun-
aments regiert. Christian Wulff zeichnet es aus, dass er
usammenführt und stets offen und neugierig auf die
enschen zugeht. Wir sind sicher, dass er ein hervorra-

ender Bundespräsident werden wird.

rößtes Sparpaket in der
eschichte der Bundesrepublik

n einer Sondersitzung der Bundestagsfraktion haben
ir zu Beginn der Sitzungswoche über die Ergebnisse
er Haushaltsklausur des Bundeskabinetts beraten. Da-
ei ist deutlich geworden, dass mit den Vorschlägen der
undesregierung ein faires und ausgewogenes Prog-

amm vorliegt, das in die richtige Richtung weist. Insge-
amt sollen bis zum Jahr 2014 durch den Abbau von
ubventionen, der Beteiligung von Unternehmen, Ein-
parungen in der Verwaltung und der neuen Akzentuie-
ung von Sozialgesetzen rund 81,6 Mrd. Euro weniger
chulden aufgenommen werden. Das Sparpaket ist da-
it das größte in der Geschichte der Bundesrepublik
eutschland.

iese Konsolidierung des Bundeshaushaltes ist zwin-
end notwendig, um die Rahmenbedingungen für das
ntstehen neuer Arbeitsplätze zu verbessern, den
ohlstand unseres Landes auf Dauer zu sichern und

nseren Kindern und Enkelkindern keine untragbare
chuldenlast aufzubürden.

chon in der vergangenen Legislaturperiode haben wir
iesen Weg beschritten: 2009 haben wir im Grundge-
etz eine Schuldenbremse verankert; vor dem Ausbruch
er schwersten Finanz- und Wirtschaftskrise in der Ge-
chichte der Bundesrepublik standen wir kurz davor, ei-
en ausgeglichenen Haushalt vorzulegen. Diesen Weg
etzen wir nun konsequent fort.

ine nachhaltige Konsolidierung des Bundeshaushaltes
acht Einsparungen auch in den Bereichen Arbeit und

oziales erforderlich. Nur auf diese Weise wird es uns
öglich sein, die Grundlagen eines solidarischen Ge-
einwesens für nachfolgende Generationen zu bewah-

en und auch zukünftig noch denen zu helfen, die dazu
us eigener Kraft nicht im Stande sind.

erade mit Blick auf die wirklich Bedürftigen gilt:
chulden machen ist unsozial.
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iese Woche im Parlament

n erster Lesung steht das Gesetz zur Änderung wehr-
nd zivildienstrechtlicher Vorschriften 2010 zur Bera-
ung an, mit welchem die Entscheidung im Koalitions-
ertrag umgesetzt wird, die Dauer des Grundwehr-
ienstes bis spätestens Januar 2011 von neun auf sechs
onate zu verkürzen. Die Verkürzung des Grundwehr-

ienstes geht mit einer entsprechenden Verkürzung des
ivildienstes einher. Die Regelung gilt erstmals für
ehr- und Zivildienstleistende, die ihren Dienst ab 1.

uli 2010 antreten werden. Mit der Verkürzung mussten
eitere Folgeänderungen festgelegt werden, wie z.B.
ie Abschaffung des abschnittsweisen Grundwehr- und
ivildienstes. Der Zivildienst kann zukünftig freiwillig
erlängert werden.

ie Staats- und Regierungschefs der Europäischen Uni-
n wollen auf dem Europäischen Rat am 17./18. Juni
010 in Brüssel als Nachfolgekonzept der Lissabon-
trategie die neue Strategie „Europa 2020“ beschließen.
ies soll die Volkswirtschaften der Europäischen Union

u einem intelligenten, nachhaltigen und integrativen
achstum für bessere Beschäftigung und sozialen Zu
Wirtschafts- und Arbeitsmarkt
Die Zahl der Erwerbslosen ist im Mai erneut deutli
165.000, im Vergleich zum Vorjahr um 217.000 Per
3.242.000 Menschen ohne Arbeit. Die Arbeitslose
zent. Mit dem Rückgang der Arbeitslosigkeit ging
versicherungspflichtigen Beschäftigung einher: Sai
um 38.000 auf 40,12 Millionen, die der sozialversic
27,38 Millionen.

(Quellen: Bundesagentur für Arbeit und Statistisches Bun

Höhere Zuwanderung senkt Wanderungs
Im vergangenen Jahr sind 721.000 Personen aus dem Ausland in d
39.000 Zuzüge mehr als im Jahr 2008 (+6 Prozent). Hauptherkunfts
USA (30.000), die Türkei (30.000) und Bulgarien (29.000). Auch d
115.000 gegenüber dem Vorjahr leicht angestiegen. Gleichzeitig wu
zeichnet. Die Hauptzielländer der Auswanderer waren Polen (123.0
(36.000) und die Schweiz (30.000). Insgesamt ergibt sich damit ein
dem Vorjahr hat sich das Wanderungsdefizit durch die höhere Zuw
Jahren 1985 bis 2007 konnte jeweils ein Wanderungsüberschuss verz

(Quelle: Statistisches Bundesamt)

Aufschwung gewinnt an Fahrt
Nach zwei schwachen Quartalen erholt sich die wirtschaftliche Entw
für Wirtschaftsforschung erwartet im Zeitraum April - Juni ein kräfti
zent. Maßgeblich für den Aufschwung sind die Industrie und Bau
wuchs im ersten Quartal um stattliche 3,1 Prozent. Eine gute Auftra
port sprechen zudem für einen Aufschwung, der sich zunehmend stab

(Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung)
ammenhalt befähigen. Der Antrag der Fraktionen der
DU/CSU und FDP “Europa 2020 – Die Wachstums-
nd Beschäftigungsstrategie der Europäischen Union
raucht realistische und verbindliche Ziele” befürwor-
et die neue Strategie, unterstützt aber zugleich die kri-
ische Haltung der Bundesregierung zu einzelnen Zielen
nd Indikatoren. Wichtig ist jetzt, aus den Schwächen
er Lissabon-Strategie zu lernen und das neue Konzept
rfolgreicher zu machen.

it dem Bundesbericht für Forschung und Innovation
010 unterrichtet uns die Bundesregierung über die
erschiedenen Elemente des deutschen Forschungs-
nd Innovationssystems. Der Bericht zieht zugleich eine
ilanz der Reformen und stellt eine Antwort auf das Gu-

achten zu Forschung, Innovation und technologischer
eistungsfähigkeit 2010 der Expertenkommission For-
chung und Innovation dar.

n zweiter und dritter Lesung steht das Gesetz zur Ver-
eidung kurzfristiger Marktengpässe bei flüssiger
iomasse zur Verabschiedung an, mit dem das Erfor-
ernis der Nachhaltigkeitszertifizierung auf Januar 2011
erschoben wird, um kurzfristige Marktengpässe auf
em Markt für flüssige Biomasse zu verhindern.
politik der Union erfolgreich
ch gesunken. Im Vergleich zum Vormonat ging sie um
sonen zurück. Insgesamt waren im vergangenen Monat
nquote sank damit um 0,4 Prozentpunkte auf 7,7 Pro-
zugleich ein Zuwachs der Erwerbstätigkeit und sozial-
sonbereinigt stieg die Zahl der Erwerbstätigen im April
herungspflichtig Beschäftigten im März um 82.000 auf

desamt)

defizit
ie Bundesrepublik Deutschland gezogen. Dies waren

länder waren Polen (123.000), Rumänien (56.000), die
ie Zahl der Zuzüge deutscher Personen ist mit rund
rden im selben Zeitraum rund 734.000 Fortzüge ver-
00), Rumänien (44.000), die Türkei (40.000), die USA
Wanderungsdefizit von 13.000 Personen. Gegenüber

anderung um etwa 43.000 Personen verringert. In den
eichnet werden.

icklung in Deutschland deutlich. Das Deutsche Institut
ges Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 0,7 Pro-
wirtschaft. Insbesondere das produzierende Gewerbe
gslage in der Industrie und deutliche Zuwächse im Ex-
ilisiert.


